
Aktenzeichen: 4 AZR 3bO/'/ü
LAG Berlin Urteil des BAG vom 23- April 1980

Für das Nachschlagewerk: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Ja

Gesetz: BAT § 23 a Anlage 1 a Vergütungsgruppen V b, IV b
(Bewährungsaufstieg für Dipl.-Bibliothekarin)

Leitsatz; Beamtendienstzeiten sind auf tarifliche 
Bewährungszeiten nach § 23 a BAT nicht 
anzurechnen.
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4- AZR 5feQ/78
2 Sa 29/77 Berlin
Verkündet am 
23. April 1980
gez. Haust,
Reg.-Obersekretärin 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 23- April 1980 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Reller 
und Dr. Etzel sowie den ehrenamtlichen Richter Dr. Börner 
und die ehrenamtliche Richterin Bahr für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes werdeu das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 3. März 
1978 - 2 Sa 29/77 - und das Urteil des Arbeitsge­
richts Berlin vom 11. August 1977 - 20 Ca 25/77 - 
aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Die Klägerin trägt die Kosten des Rechtsstreits.
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Tatbestand:

2 -

Die jetzt 39-jährige Klägerin ist Diplom-Biblio­
thekarin. Sie ist seit 1. Juni 1967 in der Amerika-Ge­
denkbibliothek des beklagten Landes tätig. Zunächst war 
sie als Angestellte beschäftigt und erhielt Vergütung 
nach VergGr. V b BAT. Ab 28. April 1969 wurde sie als 
Bibliotheksinspektorin in das Beamtenverhältnis über­
nommen (Besoldungsgr. A 9) und mit Wirkung vom 1. Juli 
1974- zur Bibliotheksoberinspektorin ernannt (Besoldungsgr. 
A 10). Auf ihren Antrag wurde sie mit Ablauf des 14. Mai 
1976 wieder aus dem Beamtenverhältnis entlassen. Seit 
15. Mai 1976 wird sie als Angestellte mit einer wöchent­
lichen Arbeitszeit von 20 Stunden weiterbeschäftigt. Im 
schriftlichen Arbeitsvertrag vom 20. Mai 1976 haben die 
Parteien die Anwendung des BAT vereinbart. Die Klägerin 
erhält Vergütung nach VergGr. V b BAT.

Die Klägerin meint, sie erfülle seit 15* Mai i976 
die Tätigkeitsmerkmale der VergGr. IV b Pallgr. 2 BAT.
Auf die nach dieser Tarifvorschrift erforderliche 6-jäh­
rige Bewährungszeit seien die vor dem 15* Mai 1976 zurück­
gelegten Beamtendienstzeiten anzurechnen. Ihr seien seit 
1967 während ihrer gesamten Tätigkeit bei dem beklagten 
Land stets Aufgaben übertragen worden, die eine Ausbil­
dung als Diplom-Bibliothekarin voraussetzten.

Die Klägerin hat demgemäß beantragt

festzustellen, daß das beklagte Land verpflich­
tet ist, ihr mit Wirkung vom 15* Mai 1976 an Ver­
gütung nach VergGr. IV b BAT zu zahlen und die 
sich aus der Erfüllung dieser Verpflichtung erge­
benden Nettodifferenzbeträge zwischen den Vergü­
tungen nach VergGr. V b BAT und IV b BAT der 
Anl. 1 a zum BAT vom 15* eines jeden Monats an 
mit 4 % zu verzinsen.
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Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. 
Es vertritt die Auffassung, auf die tarifliche Bewährungs­
zeit könnten nur Tätigkeiten angerechnet werden, die nach 
dem BAT oder einem Tarifvertrag wesentlich gleichen In­
halts zu bewerten seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das 
Landesarbeitsgericht hat die Berufung des beklagten Landes 
zurückgewiesen und die Revision zugelassen. Mit der Revision 
verfolgt das beklagte Land seinen Klageabweisungsautrag 
weiter. Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der 
Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung 
der vorinstanzlichen Urteile und zur Klageabweisung.

Das LancLesarbeitsgericht führt aus, die Klägerin habe 
von ”1967 Bis einschließlich 14. Mai 1976 eine Tätigkeit 
ausgeübt, die den Tätigkeitsmerkmalen der VergGr.V b Fallgr. 
17 BAT entsprochen habe. Diese Tätigkeitsmerkmale seien 
mit einem Hinweiszeichen * gekennzeichnet. Daraus folge, 
daß die Klägerin gemäß § 23 a BAT kraft Bewährungsauf­
stiegs einen tariflichen Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr. IV b BAT habe. Die Tatsache, daß die Klägerin 
ihre Tätigkeit in der Bibliothek in der Zeit vom 28. April 
1969 Bis 14. Mai 1976 als Beamtin ausgeübt habe, sei für 
die Frage, ob sie sich in dem ihr übertragenen Aufgaben­
gebiet bewährt habe, unerheblich. Für den Bewährungsauf- 
stieg sei nicht der Status eines Bediensteten wesentlich, 
sondern derjenige solle am Bewährungsaufstieg teilnehmen, 
der die für den Bewährungsaufstieg vorgesehene Tätigkeit 
während der Bewährungszeit ununterbrochen und ohne wesent­
liche Beanstandungen in fachlicher Hinsicht ausgeübt habe. 
Das sei für die Klägerin zu bejahen.
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Dieser Rechtsauffassung kann sich der Seuat nicht an­
schließen. Der Klägerin steht keine Vergütung nach VergGr. 
IV b M T  zu. Sie hat die für den Bewährungsaufstieg in 
die VergGr. IV b BAT erforderliche 6-jährige Bewährungs­
zeit in VergGr. V a oder V b BAT noch nicht erfüllt. Die 
Klägerin war nur in der Zeit vom 1. Juni 1967 bis 27- 
April 1969 und ist danach erst wieder seit 15- Mai 1976 
in die VergGr. V b BAT eingruppiert. Nur in dieser Zeit 
richtete sich die tarifliche Mindestvergütung der Kläge­
rin nach VergGr. V b BAT. Die Beamtendienstzeit der Klä«^^’ 
gerin vom 28. April 1969 bis 14. Mai 1976 kann auf die 
Bewährungszeit nicht angerechnet werden.

Aufgrund der zwischen den Parteien vereinbarten An­
wendung des M T  kommt für den Anspruch der Klägerin auf 
Vergütung nach VergGr. XV b M T  allein in Betracht 

VergGr. IV b Fallgr. 2 BAT:
"Angestellte, die nach mit dem Hinweiszeichen1" 
gekennzeichneten Tätigkeitsmerkmalen in der 
VergGr. V a oder V b BAT eingruppiert sind, 
nach 6-jähriger Bewährung in einer Tätigkeit 
der VergGr. V a oder V b ."

Die danach für die Klägerin heranzuziehenden Tätigkeits­
merkmale der VergGr. V b M T  lauten:

VergGr. V b Fallgr. 17:
"Angestellte mit abgeschlossener Fachausbildung 
für den gehobenen Dienst an wissenschaftlichen 
Bibliotheken (Diplom-Bibliothekare) mit entspre­
chender Tätigkeit sowie Angestellte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben.’1

Nach den von der Revision nicht angegriffenen Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts oblagen der Kläge­
rin seit 1967 während ihrer gesamten Tätigkeit bei dem 
beklagten Land stets Aufgaben, die von Diplom-Bibliothe­
karen wahrgenommen werden, also der VergGr. V b Fallgr.
17 BAT entsprachen. Gleichwohl ist entgegen der Auffas-
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sung des Landesarbeitsgerichts eine Anrechnung der Beam­
tendienstzeiten der Klägerin (28. April 1969 dis 14. Mai 
1976) auf die Bewährungszeit in VergGr. V b BAT nicht 
möglich, § 23 a Satz 2 Kr. 1 BAT bestimmt für die Erfül­
lung der Bewährungszeit:

"Das Erfordernis der Bewährung ist erfüllt, wenn 
der Angestellte während der vorgeschriebenen Be­
währungszeit sich den in der ihm übertragenen 
Tätigkeit auftretenden Anforderungen gewachsen 
gezeigt hat. Maßgebend ist hierbei die Tätigkeit, 
die der VergGr. entspricht, in der der Angestellte 
eingruppiert ist."

Nach dem für die Tarifauslegung zunächst maßgebenden 
Wortlaut der Tarifnorm (vgl. BAG 18,278 = AP Nr. 117 zu 
§ 1 TVG Auslegung) setzt die Bewährung somit voraus, daß 
die dem Angestellten während der Bewährungszeit übertra­
gene Tätigkeit einer bestimmten Vergütungsgruppe des BAT 
entspricht. Eine Tätigkeit entspricht dann einer bestimm­
ten Vergütungsgruppe des BAT, wenn die Tätigkeitsmerkmale 
dieser Vergütungsgruppe erfüllt sind. Die Tätigkeitsmerk­
male der hier in Betracht kommenden VergGr. V b Fallgr.
17 BAT können aber nach dem eindeutigen Wortlaut der Ta­
rifnorm nur von einem Angestellten erfüllt werden ("Ange­
stellte mit abgeschlossener Fachausbildung ....."). Das
bedeutet, daß Tätigkeiten als Beamter den Tätigkeitsmerk­
malen der VergGr. V b Fallgruppe 17 BAT nicht entspre­
chen können und deshalb für die Bewährungszeit unberück­
sichtigt bleiben müssen (vgl. Clemens-Scheuring-Steingen- 
Wiese, BAT, § 23 a Anm. 1 b; Crisolli-Tiedtke, Das Tarif­
recht der Angestellten im öffentlichen Dienst, § 23 a 
Anm. 35)« Dies gilt auch für alle anderen Vergütungsgrup­
pen des BAT, sofern nicht ausdrücklich eine Anrechnung 
von Beamtendienstzeiten zugelassen wird.
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Eine Anrechnung von Beamtendienstzeiten auf tarif­
liche BewährungsZeiten ist von den Tarifrertragsparteien grund­
sätzlich nicht gewollt. Das ergibt sich aus dem zur Tarif­
auslegung ebenfalls heranzuziehenden GesamtZusammenhang 
des Tarifvertrages (vgl. BAG 18, 27ö = AP Nr. 117 zu § 1 
TVG Auslegung). So schreibt § 20 Abs. 2 BAT eine Anrech­
nung früherer Beamtendienstzeiten auf die Dienstzeit als 
Angestellter vor. Die Tarifvertragsparteien haben damit 
nicht übersehen, daß sich unter den Angestellten des öf­
fentlichen Dienstes auch ehemalige Beamte befinden und 
sich deshalb die Präge stellt, ob Beamtenlienstzeiten auf die 
Angestelltenzeiten anzurechnen sind. Wenn dann in § 23 a 
BAT eine Anrechnung von Beamtendienstzeiten auf die Bewäh­
rungszeit nicht vorgesehen ist, muß daraus geschlossen 
werden, daß die Tarifpartner hiervon bewußt abgesehen 
haben und hier eine Anrechnung von Beamtendienstzeiten 
auf die Bewährungszeit ablehnen. Daran sind die Gerichte 
gebunden.

Diese Auslegung wird erhärtet durch § 23 a Satz 2 
Nr. 3 BAT, der die Anrechnung von Tätigkeiten bei ande­
ren Arbeitgebern regelt und eine Anrechnung von Zeiten 
nach Inkrafttreten des Tarifvertrages Ci. Januar 1966) 
nur zuläßt, wenn der andere Arbeitgeber den BAT oder 
einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts anwendete.
Daraus wird ebenfalls deutlich, daß nach dem Willen der 
Tarifpartner für die Erfüllung der Bewährungszeit nicht 
eine bestimmte Tätigkeit als solche maßgebend ist, son­
dern die Anwendung des BAT oder eines im wesentlichen 
inhaltsgleichen Tarifvertrages auf das Arbeitsverhält- 
nis während der Bewährungszeit. Diese Voraussetzung kann 
ein Beamter schon aus Rechtsgründen nicht erfüllen.

Die nach den tariflichen Vorschriften über den Be­
währungsaufstieg unterschiedliche Behandlung von Dienst­
zeiten eines Beamten und eines Angestellten trotz glei­
cher Tätigkeit verstößt nicht gegen den allgemeinen
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Gleichheitssätz des Art. 3 Abs. 1 GG. Dieser ist nur bei 
einer willkürlichen Gleich- oder Ungleichbehandlung ver­
letzt. Hingegen ist eine gesetzliche oder tarifliche Re­
gelung mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, wenn sich für die 
Abgrenzung des geregelten Sachverhalts von anderen ver­
wandten Sachverhalten ein sachlich vertretbarer, zurei­
chender Grund anführen läßt (vgl. BVerfGE 27» 364- = AP 
Nr. 106 zu Art. 3 GG m. w. N.). Ein solcher sachlicher 
Grund ist hier vorhanden. Angestellten- und Beamtentätig­
keiten sind hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Besoldung 
bzw. Vergütung wesensverschieden, so daß ihre unterschied­
liche Behandlung auch beim Bewährungsaufstieg sachlich 
gerechtfertigt ist (vgl. hierzu auch BAG AP Nr. 21 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975 mit weiteren Nachweisen).

Beamte werden nach Einweisung in eine bestimmte Plan­
stelle nach dieser besoldet ohne Rücksicht darauf, welche 
Tätigkeit sie ausüben. Aus einem Beamtendienstposten und 
der entsprechenden Besoldung lassen sich daher ebensowe­
nig Schlüsse auf die Tätigkeit des Amtsinhabers ziehen 
wie umgekehrt aus der einem Beamten übertragenen Tätigkeit 
ein Anspruch auf Zuweisung eines bestimmten Beamtendieust- 
postens erwächst.

Bei einem Angestellten hingegen richtet sich die 
ihm zustehende tarifliche Vergütung allein nach der ihm 
übertragenen ("auszuübenden") Tätigkeit. Nach der stän­
digen Rechtsprechung des Senats kommt es nicht darauf 
an, wie seine Stelle im Haushalts- oder behördlichen 
Stellenplan ausgewiesen ist (vgl. BAG AP Nr.8 zu §§ 22,
23 BAT 1973» auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung des BAG vorgesehen; BAG AP Nr. 14 zu §§ 22,
23 BAT 1975)* Daher ist es auch unerheblich, ob er auf 
einem bestimmten Beamtendienstposten eingesetzt ist 
(BAG 25» 371 = AP Nr. 77 zu §§ 22, 23 BAT), wie ver­
gleichbare Beamte mit ähnlichem Aufgabenbereich besol­
det werden (BAG AP Nrn. 38 und 60 zu §§ 22, 23 BAT) und
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zu welchen Ergebnissen eine innerbehördliche Dienst­
postenbewertung gekommen ist (BAG AP Nr. 8 zu §§ 22,
23 BAT 19751 auch zur Veröffentlichung in der Amtli­
chen Sammlung des BAG vorgesehen).

Die aufgezeigten wesentlichen Unterschiede zwischen 
dem Besoldungsgefüge der Beamten und dem Vergütungssy- 
stem der Angestellten bedeuten, daß sich die Tätigkeit 
eines Beamten mit einer bestimmten Besoldung nicht mit 
der Tätigkeit eines Angestellten in einer bestimmten 
Vergütungsgruppe vergleichen läßt. Dies gilt insbeson­
dere dann, wenn der Beamte - wie die Klägerin - bei 
gleichbleibender Tätigkeit befördert wird (hier von 
Besoldungsgruppe A 9 nach A 10) und damit eine Ein­
kommenserhöhung erzielt, die er als Angestellter mit 
ähnlichem Aufgabenbereich im Wege des Bewährungsauf­
stiegs u. U. erst zu einem späteren Zeitpunkt erhal- 
texi hätte.Daher ist es nicht willkürlich, wenn nach 
den tariflichen Vorschriften Beamtendienstzeiten auf 
BewäiirungsZeiten für den Bewährungsaufstieg nicht an­
gerechnet werden. Sollte dies in Einzelfällen zu Här­
ten führen, ist es Sache der Tarifvertragsparteien, 
durch entsprechende Regelungen für Abhilfe zu sorgen.
Den Gerichten ist es verwehrt, eine rechtlich nicht 
zu beanstandende tarifliche Regelung aus Billigkeits­
gründen zu korrigieren. Dies wäre ein unzulässiger 
Eingriff in die Tarifautonomie.

Die Klägerin hat gemäß § 91 ZPO als unterlegene 
Partei die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

gez. : Dr. Neumann Dr. Peiler Dr. Etzel
Dr. Boerner Bahr
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